
 

 
 

Geschäftsordnung 
für den Vorstand der  

init innovations in traffic systems SE 
 

 
Der Aufsichtsrat der Gesellschaft hat folgende Geschäftsordnung für den Vorstand erlassen.  
 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
Die Mitglieder des Vorstandes führen die Geschäfte der Gesellschaft unter Beachtung der 
Sorgfalt eines ordentlichen und gewissenhaften Geschäftsleiters nach den Vorschriften der 
Gesetze, der Satzung, der Geschäftsordnung, des Geschäftsverteilungsplanes und ihrer 
Dienstverträge. Diese Geschäftsordnung gilt auch für diejenigen Vorstandsmitglieder der 
init SE, die ihre Dienstverträge mit der INIT GmbH haben. 
 
 

§ 2 
Geschäftsführung einzelner Mitglieder des Vorstandes 

 
(1) Die Geschäftsbereiche der Vorstandsmitglieder ergeben sich aus dem 

Geschäftsverteilungsplan. Jedes Vorstandsmitglied handelt in dem ihm zugewiesenen 
Ressort eigenverantwortlich, ist aber gehalten, die ressortbezogenen Interessen stets 
dem Gesamtwohl des Unternehmens unterzuordnen.  
 
Unbeschadet der Geschäftsverteilung bleibt jedes Vorstandsmitglied für die 
Geschäftsführung im Ganzen verantwortlich. 

 
(2) Der Vorsitzende des Vorstandes ist laufend über alle wesentlichen Angelegenheiten aus 

den Geschäftsbereichen der übrigen Vorstandsmitglieder und auf sein Verlangen auch 
über einzelne Angelegenheiten zu unterrichten. 

 
(3) Soweit Maßnahmen und Geschäfte eines Geschäftsbereiches zugleich einen anderen 

oder mehrere andere Geschäftsbereich(e) betreffen, muss sich das Vorstandsmitglied 
zuvor mit dem/den anderen beteiligten Mitglied(ern) abstimmen. Kommt eine Einigung 
nicht zustande, ist eine Beschlussfassung des gesamten Vorstandes (Gesamtvorstand) 
herbeizuführen, soweit nicht eine sofortige Maßnahme nach pflichtgemäßem Ermessen 
zur Vermeidung drohender Nachteile für die Gesellschaft erforderlich ist. Über ein 
solches selbständiges Handeln ist der Vorsitzende des Vorstandes sofort und der 
Gesamtvorstand in der nächsten Sitzung zu unterrichten. 

 
(4) Die Vorstandsmitglieder arbeiten kollegial zusammen. Sie unterrichten sich gegenseitig 

laufend über wichtige Maßnahmen und Vorgänge in ihren Geschäftsbereichen. Jedes 
Vorstandsmitglied ist verpflichtet, bei Bedenken gegen Maßnahmen aus einem anderen 
Geschäftsbereich eine Beschlussfassung des Gesamtvorstandes herbeizuführen, wenn 
die Bedenken nicht durch eine Aussprache mit dem anderen Vorstandsmitglied behoben 
werden können. 
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(5) Maßnahmen und Geschäfte, die für die Gesellschaft von außergewöhnlicher Bedeutung 

sind oder mit denen ein außergewöhnliches wirtschaftliches Risiko verbunden ist, 
bedürfen der vorherigen Zustimmung des Gesamtvorstandes, soweit nicht eine sofortige 
Maßnahme nach pflichtgemäßem Ermessen zur Vermeidung drohender Nachteile für 
die Gesellschaft erforderlich ist. Abs. 3 Satz 3 gilt entsprechend. 

 
 

§ 3 
Entscheidungen des Gesamtvorstandes 

 
(1) Unbeschadet der Regelung in § 2 dieser Geschäftsordnung entscheidet der Vorstand in 

seiner Gesamtheit 
(a) in Angelegenheiten, für die das Gesetz, die Satzung oder diese Geschäftsordnung 

eine Entscheidung durch den Gesamtvorstand vorsehen, 
(b) in Angelegenheiten, in denen die Zustimmung des Aufsichtsrates einzuholen ist, 
(c) über den Jahresabschluss und den Lagebericht der Gesellschaft, 
(d) über grundsätzliche Fragen der Organisation, der Geschäftspolitik sowie der 

Investitions- und Finanzplanung der Gesellschaft, 
(e) über die Einberufung der Hauptversammlung und über Anträge und Vorschläge des 

Vorstandes zur Beschlussfassung durch die Hauptversammlung, 
(f) wenn der Vorsitzende des Vorstandes oder zwei Mitglieder des Vorstandes es 

beantragen. 
 
(2) Der Gesamtvorstand kann einzelne Vorstandsmitglieder mit der Durchführung der 

Beschlüsse und mit der Ausführung von Maßnahmen beauftragen, die dem 
Gesamtvorstand obliegen. 

 
(3) Der Gesamtvorstand kann bestimmen, dass weitere als die in Ziffer (1) genannten 

Angelegenheiten allgemein oder im Einzelfall in die Zuständigkeit des 
Gesamtvorstandes fallen. Von diesem Beschluss ist der Aufsichtsrat zu unterrichten 

 
 

§ 4 
Vorsitzender des Vorstandes 

 
(1) Der Vorsitzende des Vorstandes bestimmt im Rahmen dieser Geschäftsordnung, des 

Geschäftsverteilungsplanes und der Anstellungsverträge für die Mitglieder des 
Vorstandes, auf welchem Gebiet und in welcher Weise eine Zusammenarbeit mehrerer 
Vorstandsmitglieder stattfinden soll. Er regelt die Zusammenarbeit der 
Vorstandsmitglieder, insbesondere bei Überschneidungen von Geschäftsbereichen. Der 
Vorsitzende des Vorstandes bestimmt, welche Angelegenheiten ihm vorzulegen sind.  

 
(2) Der Vorsitzende des Vorstandes kann gegen Geschäftsführungsmaßnahmen von 

Vorstandsmitgliedern und gegen Beschlüsse des Gesamtvorstandes Widerspruch 
einlegen. Macht der Vorsitzende des Vorstandes von diesem Widerspruchsrecht 
Gebrauch, muss die Geschäftsführungsmaßnahme bzw. die Ausführung des 
Beschlusses unterbleiben. Der Aufsichtsrat muss in diesem Fall unverzüglich informiert 
werden. 

 



  
 
Geschäftsordnung für den Vorstand  

 26. September 2023 – Seite 3 von 6 

 
§ 5 

Geschäftsverteilungsplan 
 

(1) Der Geschäftsverteilungsplan wird vom Vorsitzenden des Vorstandes unter 
Berücksichtigung der Dienstverträge der einzelnen Mitglieder des Vorstandes 
vorgeschlagen.  

 
(2) Erlass, Änderung oder Aufhebung des Geschäftsverteilungsplanes erfordern einen 

einstimmigen Beschluss des Gesamtvorstandes. Kommt ein einstimmiger Beschluss 
nicht zustande, hat der Vorsitzende des Vorstandes den Aufsichtsrat zu ersuchen, die 
Geschäftsverteilung gemäß § 2 der Geschäftsordnung zu regeln. 

 
(3) Der Geschäftsverteilungsplan ist unverzüglich nach seiner Feststellung dem Aufsichtsrat 

zur Zustimmung vorzulegen (Satzung § 5, Abs. 4). 
 
 

§ 6 
Sitzungen und Beschlüsse 

 
(1) Vorstandssitzungen sollen in regelmäßigen Abständen, mindestens aber einmal im 

Monat, stattfinden. Sie müssen stattfinden, wenn das Wohl der Gesellschaft es erfordert. 
 
(2) Der Vorsitzende des Vorstandes hat auf Verlangen eines Mitglieds des Vorstandes eine 

Sitzung des Gesamtvorstandes einzuberufen. 
 
(3) Beschlüsse des Vorstandes werden regelmäßig in Sitzungen gefasst. Beschlüsse 

können auch außerhalb von Sitzungen durch schriftliche oder fernmündliche sowie 
durch per Videokonferenz, per Fax, per E-Mail oder mittels anderer elektronischer 
Medien durchgeführte Abstimmungen gefasst werden, wenn kein Mitglied des Vorstands 
diesem Verfahren widerspricht. Fernmündliche und per Videokonferenz erfolgte 
Stimmabgaben sind schriftlich zu bestätigen. Schriftlich meint in diesem Zusammenhang 
auch die Bestätigung per E-Mail oder die Aufnahme in die Niederschrift der nächsten 
Vorstandssitzung. 

 
(4) Vorstandssitzungen werden durch den Vorsitzenden des Vorstandes, im Falle seiner 

Verhinderung durch seinen Stellvertreter vorbereitet, unter Mitteilung der Tagesordnung 
mit einer Frist von einer Woche einberufen und geleitet. Änderungen der Tagesordnung 
innerhalb der Einberufungsfrist sind zulässig, sofern die aktuelle Tagesordnung vor der 
jeweiligen Vorstandssitzung von allen Vorstandsmitgliedern eingesehen werden kann. 

 
(5) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte seiner Mitglieder, darunter 

der Vorsitzende oder sein Stellvertreter, an der Beschlussfassung teilnimmt.  
 
(6) Abwesende Mitglieder des Vorstandes können ihre Stimmen schriftlich, fernmündlich, 

per Videokonferenz, per Fax, per E-Mail oder über andere elektronische Medien 
abgeben. Fernmündliche und per Videokonferenz erfolgte Stimmabgaben sind schriftlich 
zu bestätigen. Schriftlich meint in diesem Zusammenhang auch die Bestätigung per  
E-Mail oder die Aufnahme in die Niederschrift der nächsten Vorstandssitzung. Die 
abwesenden Mitglieder sind unverzüglich über die in ihrer Abwesenheit gefassten 
Beschlüsse zu unterrichten. 
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(7) Der Vorstand beschließt, soweit nicht Abweichendes angeordnet ist, mit einfacher 
Stimmenmehrheit der an der Beschlussfassung teilnehmenden Mitglieder. Bei 
Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden des Vorstandes den Ausschlag. 

 
(8) Über die in den Geschäftsbereich eines abwesenden Vorstandsmitglieds fallenden 

Angelegenheiten soll nur in dringenden Ausnahmefällen beraten und entschieden 
werden. Dem Abwesenden ist über das Ergebnis der Beschlussfassung zu berichten. 
Findet das Ergebnis der Beschlussfassung nicht die Zustimmung des abwesenden 
Vorstandsmitglieds, so hat dieses unverzüglich gegenüber dem Vorsitzenden des 
Vorstandes zu widersprechen. Über den Gegenstand der Beschlussfassung ist sodann 
in der nächsten Sitzung aufgrund des schriftlich oder mündlich begründeten 
Widerspruchs erneut zu beraten und abschließend zu entscheiden.  

 
(9) Über jede Sitzung des Vorstandes ist eine Niederschrift anzufertigen, aus der sich der 

Ort, der Tag der Sitzung, die Teilnehmer, die Tagesordnung und der Inhalt der 
Beschlüsse des Vorstandes ergeben. 

 
 

§ 7 
Ausschüsse 

 
(1) Zur Durchführung von Prüfungen und zur Vorbereitung von Vorstandsbeschlüssen 

können Vorstandsausschüsse für technische, kaufmännische oder finanzielle Fragen 
gebildet werden. Die Bildung von Vorstandsausschüssen beschließt der 
Gesamtvorstand auf Vorschlag des Vorsitzenden. 

 
(2) Vorstandsausschüsse können sich eine Geschäftsordnung geben, die im Rahmen der 

ihnen vom Vorstand erteilten Ermächtigung die näheren Einzelheiten ihrer Tätigkeit 
regelt.  

 
(3) Die Ausschüsse haben den Gesamtvorstand über das Ergebnis ihrer Prüfungen zu 

unterrichten und ihm die Sitzungsberichte zu übersenden.  
 
 

§ 8 
Koordination bei Urlaub und Krankheit 

 
Der Vorstandsvorsitzende stimmt die Urlaubswünsche und die entsprechenden Vertretungen 
der Vorstandsmitglieder aufeinander ab. Das entsprechende gilt für den Fall der Erkrankung 
oder der sonstigen Verhinderung eines Vorstandsmitglieds. 
 
 

§ 9 
Zusammenarbeit mit dem Aufsichtsrat 

 
(1) Die Verpflichtung zur Berichterstattung an den Aufsichtsrat über die in § 90 AktG 

genannten Gegenstände obliegt dem Gesamtvorstand unter Federführung des 
Vorsitzenden des Vorstandes. Die Vorstandsberichte sind schriftlich vorzulegen, wenn 
nicht im Einzelfall wegen der Dringlichkeit mündliche Berichterstattung genügt oder 
geboten ist.  
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(2) Neben der Berichterstattung gemäß Abs. 1 hat der Vorsitzende des Vorstandes den 
Vorsitzenden des Aufsichtsrates regelmäßig über den Gang der Geschäfte und die Lage 
des Unternehmens einschließlich der verbundenen Unternehmen mündlich und, wenn 
dieser es wünscht, auch schriftlich zu unterrichten. Alle Mitglieder des Vorstandes haben 
den Vorsitzenden bei der Erfüllung dieser Aufgabe zu unterstützen. 

 
(3) In allen Angelegenheiten, die für die Gesellschaft von besonderem Gewicht sind, hat der 

Vorsitzende des Vorstandes dem Vorsitzenden des Aufsichtsrates unverzüglich 
mündlich oder schriftlich Bericht zu erstatten. 

 
(4) Berichte und Anträge von Vorstandsmitgliedern an den Aufsichtsrat sind dem 

Vorsitzenden des Vorstandes mit der Bitte um Weiterleitung vorzulegen.  
 
 

§ 10 
Zustimmungsbedürftige Geschäfte 

 
(1) Für die zustimmungsbedürftigen Geschäfte gelten grundsätzlich die Regelungen des 

Aktiengesetzes.  
 
(2) Die Aufstellung der Unternehmensplanung (Jahresbudget) unterliegt der Zustimmung 

des Aufsichtsrats. Dem Aufsichtsrat wird hierzu jährlich ein Investitions- und 
Geschäftsplan mit Planungsbudget für das folgende Geschäftsjahr zur Zustimmung 
vorgelegt. 

 
(3) Der Vorstand bedarf zu folgenden Geschäften der Zustimmung des Aufsichtsrates, 

sofern sie nicht schon durch die Zustimmung im Investitions- und Geschäftsplan 
abgedeckt sind: 
(a) Erwerb und Veräußerung von Grundbesitz sowie Belastung eigener Grundstücke, 

jeweils im Einzelfall mit einem Wert von über Euro 1.000.000. 
(b) Erwerb und Veräußerung von Unternehmen, Beteiligung an Unternehmen sowie 

signifikante Kapitalveränderungen und Veräußerungen von Gesellschaftsanteilen 
von Tochtergesellschaften. Des Weiteren die Begründung und Auflösung von 
Standorten (d.h. Errichtung und Schließung von Betriebsstätten und 
Zweigniederlassungen) sowie beteiligungsähnliche Kooperationen, soweit dieser 
Vorgang von erheblicher Bedeutung für die Gesellschaft ist, 

(c) Aufnahme oder Einstellung von Geschäftsfeldern, soweit dieser Vorgang 2,5 
Prozent vom Konzernumsatz beträgt, 

(d) Abschluss von Unternehmensverträgen (z. B. Ergebnis- und 
Gewinnabführungsverträge, Beherrschungsverträge etc.), 

(e) Ausgabe von Schuldverschreibungen, 
(f) Aufnahme oder Gewährung von Finanzkrediten, sofern dies nicht zum üblichen 

Geschäft gehört. Die Gewährung von Finanzkrediten an Tochtergesellschaften 
gehört zum üblichen Geschäftsbetrieb, 

(g) Übernahme von Bürgschaften, Schuldversprechen und Garantien sowie Erteilung 
von Kreditaufträgen außerhalb des gewöhnlichen Geschäftsbetriebes, dies gilt nicht 
für im Rahmen des gewöhnlichen Geschäftsbetriebes üblichen Bürgschaften (z. B. 
Anzahlungsbürgschaften), Garantien und Kredite,  
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(h) Investitionsvorhaben außerhalb des Investitionsplanes, deren Umfang im Einzelfall 
mehr als Euro 1.000.000 beträgt, und zwar ohne Rücksicht darauf, ob die 
Investitionen in einem Geschäftsjahr getätigt werden oder sich nach der Planung 
auf mehrere Geschäftsjahre verteilen, zusammengehörige Investitionen sind dabei 
auch zusammenzurechnen. Investitionen, die im Rahmen des Investitions- und 
Geschäftsplanes liegen sind nicht erneut zustimmungsbedürftig, Hard- und 
Softwareneu- oder -weiterentwicklungen je Einzelfall größer Euro 1.000.000 
(unabhängig davon, ob die Kosten in einem oder in mehreren Geschäftsjahren 
anfallen), die gemäß den IFRS-Vorschriften aktiviert werden müssen, bedürfen der 
Zustimmung des Aufsichtsrats. Sofern keine Aktivierung vorgenommen werden 
muss, ist bei Investitionen im Rahmen der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit davon 
auszugehen, dass die Kosten im Rahmen der vorgelegten Wirtschaftsplanung 
berücksichtigt sind. 

(i) Anstellungsverträge der Vorstandsmitglieder mit Tochter- und/oder 
Drittunternehmen, sowie Vergütungen aus Drittanstellungsverträgen. 

 
(4) Der Aufsichtsrat ist befugt, den Kreis der zustimmungsbedürftigen Geschäfte zu 

erweitern oder einzuschränken.  
 
 

§ 11 
Änderung der Geschäftsordnung 

 
Die Änderung der Geschäftsordnung bedarf einer 2/3 Mehrheit der Aufsichtsräte. 
 
 
 
 
 


